
Hasen Hehlerei begangen (§ 259 StGB), wie das Be­
zirksgericht in der Urteilsbegründung zutreffend aus­
geführt hat.

Was den Ankauf von Lebensmitteln durch den An­
geklagten Qu. betrifft, die die Angeklagten P. und auch 
— wie noch darzulegen sein wird — J. aus einem HO- 
Lager gestohlen hatten, ist den Feststellungen des 
Bezirksgerichts ■zuzustimmen. ... Das Bezirksgericht 
hat den Ankauf der von den Angeklagten P. und J. 
aus dem HÖ-Warenlager gestohlenen Waren durch den 
Angeklagten Qu. als ein von einer Gruppe begangenes 
Beiseiteschaffen von Volkseigentum beurteilt, wobei 
Qu. selbst zu dieser Gruppe gehört habe (§ 1 VESehG 
in Verbindung mit § 2 Abs. 2 Buchst, b VESehG).

Die Anwendung des VESehG in einem solchen Falle 
entspricht der bisherigen Rechtsauffassung. Diese Auf­
fassung hat zunächst übersehen, daß innerhalb der 
neuen Gesetzgebung bereits beim HSchG in gewissen 
Fällen die Anwendung des Gesetzes von der Tragweite 
der Tat abhängt. Handlungen, die nach anderen Ge­
setzen strafbar sind, werden nach diesen Gesetzen in 
Tateinheit mit dem HSchG auch ohne das gemäß § 2 
Abs. 1 Satz 2 HSchG erforderliche Strafverlangen der 
zuständigen Stelle bestraft, wenn ihre Tragweite für 
den gesamten Wirtschaftsaufbau dies erfordert (OGSt 
Bd. 2 S. 199/2011)), sonst also nicht. Beim VESehG 
ist die Tragweite der Handlung in der Vergangenheit 
überhaupt nicht berücksichtigt worden.

Die bisherige Anwehdung des VESehG durch die 
Gerichte und auch durch das Oberste Gericht der Deut­
schen Demokratischen Republik war fehlerhaft. Wenn 
auch das VESehG von den Gerichten bei allen Ver­
brechen angewendet werden mußte, für die zum 
Schutze des gesellschaftlichen Eigentums als der Grund­
lage unserer Wirtschaftsordnung hohe Strafen not­
wendig sind, so sind doch in der Handhabung dieses 
Gesetzes wesentliche Fehler begangen worden. Das 
Gesetz wurde in allen Fällen angewandt, in denen 
gesellschaftlidles Eigentum verletzt war, ohne daß 
erkannt wurde, daß dieses Gesetz nur bei schweren 
Angriffen gegen gesellschaftliches Eigentum hätte an­
gewandt werden dürfen. Die Überschrift und der 
Vorspruch des Gesetzes und insbesondere die Höhe der 
angedrohten Strafen zeigen, daß hiernach nur solche 
Verbrechen bestraft werden dürfen, die einen schwer­
wiegenden Angriff gegen das Volkseigentum oder an­
deres gesellschaftliches Eigentum darstellen. Mit der 
wörtlichen, aber sinnwidrigen Anwendung des VESehG 
auch auf alle strafbaren Handlungen minderen Grades, 
die zunächst sogar die Möglichkeit einer Einstellung 
des Verfahrens nach dem noch geltenden § 153 der 
StPO von 1877 in der Fassung von 1924 völlig außer 
Betracht ließ, insbesondere aber durch die Verhängung 
überhöhter Strafen, die schon die Schwere der Mindest­
strafe nicht berücksichtigte, glaubten die Gerichte, den 
beschleunigten Aufbau des Sozialismus zu fördern, und 
haben dabei verkannt, daß ihre Urteile und die aus­
geworfenen Strafen bei geringfügigen Angriffen gegen 
gesellschaftliches Eigentum von der Mehrzahl der 
werktätigen Bevölkerung überhaupt nicht verstanden 
wurden. Eine solche Rechtsprechung konnte nicht die 
in § 2 Abs. 2 GVG festgelegten Aufgaben der Gerichte 
der Deutschen Demokratischen Republik erfüllen, näm­
lich durch die Rechtsprechung alle Bürger in ihrem 
beruflichen und persönlichen Leben zu einem verant­
wortungsbewußten Verhalten und zur gewissenhaften 
Befolgung der Gesetze zu erziehen. Eine solche Recht­
sprechung diente weder der Festigung der demokra­
tischen Gesetzlichkeit noch war sie geeignet, das Ver­
trauen der Bevölkerung in die Organe der Justiz der 
Deutschen Demokratischen Republik zu stärken. Damit, 
daß auch das Oberste Gericht den gleichen Fehler 
begangen hat, hat es seine Aufgabe, den Gerichten der 
Deutschen Demokratischen Republik für ihre Tätigkeit 
Anleitung und Hilfe zu geben, nicht erfüllt, sondern 
diese Rechtsprechung auf einen falschen Weg gelenkt.

In der Praxis wird es nicht immer leicht sein, zu 
entscheiden, ob der von einem Angeklagten gegen das 
Volkseigentum geführte Angriff so schwerwiegend ist, 
daß die Bestimmungen des VESehG angewendet wer­
den müssen, oder ob eine Anwendung der Strafbestim­
mungen des StGB ausreicht. Bei der Beantwortung 
dieser Frage werden in erster Reihe der eingetretene

oder mögliche Schaden und die sonst zu erwartenden 
Folgen, insbesondere die drohende Schmälerung des 
Vertrauens der Werktätigen zu den staatlichen Ein­
richtungen und zu ihren gesellschaftlichen Organisa­
tionen, zu berücksichtigen sein; daneben dürfen selbst­
verständlich auch die sonstigen Umstände derTat und die 
in der Person des Täters liegenden Gegebenheiten, ins­
besondere seine Stellung im gesellschaftlichen Leben, 
für die Beantwortung dieser Frage nicht außer acht 
gelassen werden. Hieraus ergibt sich, daß das VESehG 
nicht, wie bisher fälschlich angesehen, ein Spezialgesetz 
für alle Angriffe gegen gesellschaftliches Eigentum 
darstellt; es ist vielmehr ein Spezialgesetz zu den Vor­
schriften des StGB über Angriffe auf das Eigentum 
(§§ 242 ff., 246, 259/61, 263, 266, 267 StGB). Das bedeutet, 
daß auch die Strafbestimmungen des StGB gesell­
schaftliches Eigentum schützen. Das VESehG ist ein 
Spezialgesetz, das zum Kampf gegen schwere Angriffe 
auf gesellschaftliches Eigentum geschaffen und nur auf 
sie anwendbar ist.

Im vorliegenden Falle ist das gesellschaftliche Eigen­
tum nicht in schwerwiegender Weise verletzt — weder 
durch die Menge und den Wert der gestohlenen Lebens­
mittel noch durch andere bei der Ausführung des 
Diebstahls hervorgetretene Umstände. Es ist auch nicht 
möglich, daß dieser Diebstahl etwa für das gesellschaft­
liche Eigentum schwerwiegende Folgen haben kann.

Daher sind die Teilnehmer an dieser Straftat nicht 
nach, dem VESehG, sondern nach dem Strafgesetzbuch 
zu bestrafen. Bei dem Angeklagten Qu. liegt Anstif­
tung zum Diebstahl — durch seine Aufforderung gegen­
über P. — in Tateinheit mit Hehlerei vor. Die Hehlerei 
ist von ihm gewerbsmäßig begangen, da er mehrfach, 
nämlich auch durch Bezug der Wildschweine und Hasen 
von den Brüdern H., Hehlerei begangen und die durch 
Hehlerei erlangten Lebensmittel, also beträchtliche 
Mengen, in seiner Gastwirtschaft verwertet und hierbei 
erhebliche Gewinne erzielt hat.

Aus denselben Gründen wäre der Angeklagte P. 
nicht nach § 2 Abs. 2 Buchst, b VESehG, sondern wegen 
einfachen Diebstahls (§ 242 StGB) zu verurteilen ge­
wesen, oder wegen Rückfalldiebstahls, falls die Rück­
fallvoraussetzungen des § 244 StGB Vorgelegen haben. 
Dasselbe gilt für den Angeklagten J.

Auch F. wäre nach § 259 StGB — also nicht nach 
§ 2 Abs. 2 Buchst, b VESehG — zu verurteilen gewesen, 
wenn festgestellt worden wäre, daß er bei Ausführung 
der Tat, die bei ihm in der Beförderung der Ware 
bestanden hat, wußte oder wissen mußte, daß die auf 
diesen Wagen aufgeladenen und bei Qu. abgelieferten 
Lebensmittel aus dem HO-Lager gestohlen waren. Das 
Bezirksgericht hat aber tkeine derartigen Feststellungen 
getroffen. Es hat vielmehr nur festgestellt, daß er diese 
Kenntnis erlangte, als er von P. 70 DM ausgezahlt 
bekam. Dies reicht nicht aus. P. hat nach seinen An­
gaben, denen das Bezirksgericht gefolgt ist und die 
auch glaubhaft sind, etwa 220 DM nach Ablieferung 
der Ware erhalten und sie dann verteilt. Die Tat war 
also schon beendet. Die Hinnahme des Erlöses aus 
einer strafbaren Handlung erfüllt nicht den Tatbestand 
der Hehlerei, da § 259 StGB lediglich das Verheimlichen 
usw., die Entgegennahme oder die Mitwirkung beim 
Absätze der durch die strafbaren Handlungen erlangten 
Sachen selbst mit Strafe bedroht, nicht aber die Ent­
gegennahme des Erlöses.

Es wird jedoch noch zu prüfen sein, ob F. nicht die 
Geschäftsgepflogenheiten der HO soweit kannte, daß 
er schon bei der Bestellung der Fahrt durch P. oder 
beim Beginn des Aufladens annehmen mußte, daß die 
aufgeladenen Lebensmittel gestohlen seien. Dies würde 
zum Beispiel dann der Fall sein, wenn der Leiter der 
HO-Niederlassung oder ein sonst in Betracht kommen­
der Angestellter ihn bei früheren Fahraufträgen darauf 
hingewiesen haben sollte, daß er nur Fahrten auszu­
führen habe, wenn die Bestellung von bestimmten An­
gestellten ausgehe, und dies auch tatsächlich so gehand- 
habt worden wäre. Wenn er entgegen einer solchen An­
weisung auf den Anruf eines Lagerarbeiters eine Fahrt 
mit HO-Waren ausgeführt hat, so hätte er annehmen 
müssen, daß diese Fahrt gegen den Willen der HO- 
Leitung ausgeführt werde und die beförderten Lebens­
mittel gestohlen seien. Eine Verurteilung des Ange­
klagten F. wegen Unterlassung der Anzeige des von P. 
und J. begangenen Diebstahls ist nicht möglich. § 4
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